Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 774 


Der Bundesminister der Finanzen 

IV CI 5 - LA 2840 - 4 '58 


Bonn, den 5. Januar 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Kosten der Bearbeitung der Hypothekengewinnabgabe 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
“ Drucksache 734 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP wird wie folgt be- 
antwortet : 

Zu 1 

a) Unter der Geltung des Gesetzes zur Sicherung von Forde- 
rungen für den Lastenausgleich (Hypothekensicherungs- 
gesetz) vom 2. September 1948 (WiGBl. S. 87) wurden die 
Umstellungsgrundschulden (Vorläufer der HypoLhekenge- 
winnabgabe) von den sogenannten grundschuldverwalten- 
den Stellen verwaltet. Die entstandenen Verwaltungsge- 
bühren wurden aus dem Aufkommen einbehalten. Die ein- 
behaltenen Gebühren betrugen für die Zeit vom 1. Januar 
1949 bis 31. August 1952 rd. 130 Mio DM. 

b) Nach dem Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(BGBL I S. 446) ist die Verwaltung der Lastenausgleichs- 
abgaben den Ländern als Auftragsverwaltung übertragen 
worden (§ 204). Die Länder bedienen sich nach § 139 LAG 
der beauftragten Stellen (in der Regel Kreditinstitute). 
Welche Gebühren die beauftragten Stellen von den Ländern 
seitdem 1. September 1952 erhalten haben, ist der Bundes- 
regierung nicht bekannt und könnte erst durch besondere 
Rückfrage bei den einzelnen Ländern festgestellt werden. 
Ebenso würde eine besondere, mit einigem Aufwand ver- 
bundene Erhebung bei den Ländern nötig sein, um eine 
Schätzung derjenigen Kosten zu erhalten, die den Ländern 
seit dem 1. Januar 1949 in der eigenen Verwaltung ent- 
standen sind. 

c) Der Bund hat an die Länder für die Zeit vom 1. September 
1952 bis zum 31. März 1955 für die Verwaltung der Hypothe- 
kengewinnabgabe nach § 204 LAG einen Verwaltungskosten- 
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beitrag von 4 v. H. des Ist-Aufkommens = rd. 47,6 Mio DM 
geleistet, der die von ihnen getragenen Kosten mindert. 
J^iese Kostenbeteiligung des Bundes ist durch das Gesetz 
zur Regelung finanzieller Beziehungen zwischen dem Bund 
und den Ländern (Viertes Überleitungsgesetz) vom 27. April 
1955 (BGBl. I S. 189) vom Rechnungsjahr 1955 ab wegge- 
fallen. Der Bund hat also für die Zeit vor dem 1. Sep- 
tember 1952 und für die Zeit nach dem 31. März 1955 
nichts gezahlt. 

Die Verwaltungskosten, die dem Bund sonst noch durch die 
Mitwirkung des Bundesfinanzministeriums an der Gesetz- 
gebung und die Ausübung der ihm zustehenden Sachleitungs- 
befugnis entstanden sind, fallen nicht ins Gewicht. Eine 
Schätzung kann daher wohl unterbleiben. 

d) Kommunalverbände waren an der Bearbeitung der Hypo- 
thekengewinnabgabe nicht beteiligt. Ihnen sind daher auch 
keine Kosten entstanden. In den wenigen Fällen, in denen 
Kommunalbehörden als grundschuldverwaltende Stelle oder 
beauftragte Stelle tätig geworden sind, ist ilme Tätigkeit 
wie die der übrigen beauftragten Stellen abgegolten worden. 

Zu 2 

Die in der Zukunft den Ländern entstehenden laufenden jähr- 
lichen Kosten lassen sidi auch nidrt annähernd genau schätzen. 
Veranlagungskosten werden kaum nodi auflaufen, da die Ver- 
anlagung nahezu beendet ist. Die Gebühren an die beauf- 
tragten Stellen vermindern sich ständig mit dem Erlöschen 
der einzelnen Abgabeschulden, das sich nach der Laufzeit der 
zugrunde liegenden RM-Belastung richtet. Eine Statistik über 
die Laufzeit ist nicht vorhanden. Da ein Teil der Abgabe- 
schulden nodi über das Jahr 1979 (Ende der VA) hinaus zu 
tilgen ist, werden auch danach noch gewisse, wenn auch im 
Verhältnis zur Vergangenheit nur noch geringfügige Kosten 
entstehen. 

Dem Bund entstehen — wie schon seit dem 1. April 1954 
nach den Ausführungen zu 1. unter c) auch künftig keine 
Kosten mehr, wenn man von den nicht ins Gewicht fallenden 
Kosten beim Bundesfinanzministerium absieht. 


Etzel 
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